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Als informelle Erledigungsform von Strafverfahren ist das plea bargain­
ing in den USA weit verbreitet; hierzu gesammeltes Material soll un­
terfolgenden drei Aspekten analysiert werden: (a) Machtverhältnisse 
im Strafverfahren, (b) Bedingungen der Formalisierung informeller 
prozeduraler Regeln und (c) Strafjustiz als Rekrutierung in negative 
Rollen.

1.
Mit zunehmender Kriminalitätsquote bei gleichbleibender 
Aufklärungsrate oder bei gleichbleibender Kriminalitätsquote 
mit erhöhter.Aufklärungsrate steigt die Zahl der von der Ju­
stiz zu bearbeitenden Fälle. Wenn sich der Personalbestand 
der Gerichte nicht entsprechend vergrößert, entsteht ein ste- 
tig.wachsender Rückstau noch abzuurteilender Fälle; d. h. 
Strafsachen kommen mit immer größerer Verzögerung zur 
Aburteilung. Sofern die in der Justiz Tätigen von der prag­
matischen Theorie ausgehen, daß zügige Verurteilung die 
größte Präventivwirkung habe, so müssen sie den Rückstau 
als dysfunktional erleben. Wie in anderen Bürokratien oder 
in Industriebetrieben bewirken Störungen des Gleichgewichts 
zwischen verfügbaren Mitteln und Arbeitsanfall die Tendenz, 
formelle Regeln durch informelle zu ersetzen. In der Justiz­
organisation kann sich diese Tendenz so auswirken, daß für 
einige Fälle die üblichen Verfahrensformen beibehalten wer­
den, während andere durch informelle Praktiken beschleu­
nigt erledigt werden.

Die formale Struktur des Strafprozesses besteht aus verschie­
denen Stadien, in denen Anklagebehörde und Verteidigung 
bestimmte Pflichten zu erfüllen haben oder Rechte wahrneh­
men können. Informelle Varianten können dann so konstru­
iert sein, daß man abspricht, auf bestimmte Pflichten oder 
Rechte verzichten zu wollen. Einige Formen solcher Abspra­
chen können sein:
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a) wenn eine bestimmte Strafe vom Staatsanwalt beantragt 
und vom Richter ausgesprochen wird (z. B. kein Führerschein­
entzug), verzichtet die Verteidigung auf Rechtsmittel;
b) wenn die Tat nicht unter der schwerstmöglichen Delikt­
gruppe angeklagt wird’, wird die Strafe angenommen (keine 
Berufung);
c) wenn bestimmte Anklagepunkte in der Verhandlung fal­
lengelassen werden, wird auf Beweisanträge oder Zeugenvor­
ladung zu anderen Anklagepunkten verzichtet;
d) für ein Geständnis werden mildernde Umstände anerkannt; 
e) Anklage und Verteidigung einigen sich auf eine bestimmte 
Tathergangsversion, die rechtlich nicht mehr strittig ist, da­
für wird beim Strafantrag Nachsicht gezeigt.

Für die deutsche Justiz sind solche informellen Praktiken 
noch nicht nachgewiesen worden. Allerdings hat man sie 
auch noch nicht untersucht. In anderen Ländern, nämlich 
Norwegen, England, Israel und in den USA haben Forschun­
gen die Existenz informeller Erledigungsformen bestätigt 
(vgl. D. J. Newman 1966; A. Shapira 1969; J. A. Myhre 1967; 
A. Davis 1971); im Schweizer Kanton Zürich hat der Verfas­
ser die Variante des Geständnisverfahrens beobachten kön­
nen. Der Ländervergleich läßt vermuten, daß Varianten sol­
cher Modelle jeweils von dem Teilsystem der Justiz prakti­
ziert werden, das den größten realen Ermessensspielraum hat 
(z. B. in Norwegen die Polizei, in den USA die Staatsanwalt­
schaften). Die konkrete Form der informellen Praktiken ist 
ferner stark von den formellen Normen abhängig.

2.
In den USA wird der Hauptteil der Strafverfahren auf infor­
mellem Wege erledigt. Von wenigen Ausnahmen abgesehenl 
werden in städtischen Gerichtsbezirken zwischen 70 und 95 % 
der Verurteilungen durch plea bargaining erreicht. Diese Va­
riante läßt sich auf folgende Bedingungen zurückführen: 
a) das verfassungsmäßig vorgeschriebene jury trial ist extrem 
zeitraubend, besonders bedingt durch den langwierigen Pro­
zeß der Jurorenauswahl; die amerikanische Justiz wäre voll­
kommen lahmgelegt, wenn jedes Strafverfahren durch eine 
Verhandlung vor der jury oder auch nur vor einem Einzel­
richter (bench trial) zu Ende zu bringen wäre (gegenwärtiger 
Anteil dieser beiden Verhandlungstypen zwischen 5 und 
30 %).2 
b) Die Anklageerhebung erfolgt nach dem Opportunitäts­
prinzip; damit ist es den Staatsanwälten freigestellt, ob und 
unter welcher Anklage sie eine kriminelle Handlung vor Ge­
richt bringen wollen.
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c) Das Strafverfahren ist nach dem adversary System kon­
struiert, in dem die Staatsanwälte die Beweislast für eine 
zweifelsfreie Verknüpfung einer Straftat mit einem Täter 
haben. Diese Beweispflicht entfällt, wenn der Angeklagte in 
einem speziellen Prozeßstadium, dem arraignment, oder spä­
ter sich schuldig bekennt, also ein plea of guilty abgibt. Da 
ein solches Schuldeingeständnis der Anklage die Beweis­
pflicht spart — ein trial ist nicht mehr nötig — , somit viel 
Zeit eingespart wird, besteht die informelle Prozedur im all­
gemeinen darin, den Angeklagten durch Entgegenkommen 
wie z. B. reduzierte Strafanträge zu einem solchen plea of 
guilty zu bewegen.

Plea bargaining tritt in einer Vielzahl von Varianten auf. Je 
nach den gesetzlichen Bestimmungen des Bundesstaates 
kann der Staatsanwalt direkt Strafreduktionen anbieten 
oder nur mittelbar durch Herunterstufung des angeklagten 
Delikts. Die verschiedensten anderen Offerten werden ge­
macht: Zusammenlegung von mehreren Strafen, Fallenlas­
sen weiterer Anklagepunkte, Verzicht auf Anklage von ande­
ren Personen (z. B. Ehefrau), Einweisung in bestimmte An­
stalten. Abhängig von der lokalen Gerichtsorganisation neh­
men an solchen Verhandlungen zwischen Staatsanwalt und 
Angeklagtem ferner teil: Verteidiger, Richter, Bewährungs­
helfer, Polizisten. Die Verhandlungen verlaufen unterschied­
lich, je nachdem ob der Angeklagte in Untersuchungshaft 
sitzt oder frei ist, ob er einen Pflichtverteidiger hat oder ei­
nen privaten Rechtsanwalt, ob die Beweise der Staatsanwalt­
schaft gut, mangelhaft oder nicht vorhanden sind. Dieses Spek­
trum von Varianten ist nur in Teilen bekannt, da diese Praxis 
weitgehend unter Ausschluß der Öffentlichkeit stattfindet.

3.
Vom Verfasser wurde während eines längeren Aufenthaltes 
in den USA Material über plea bargaining gesammelt. Es 
setzt sich zusammen aus:
a) eigenen Beobachtungen im District Attorney’s office of 
the Court of Common Pleas in Philadelphia, im Public De- 
fender’s office of the Criminal Court in Oakland sowie von 
Gerichtsverhandlungen;
b) Gesprächen mit Staatsanwälten, Richtern und Rechtsan­
wälten, die plea bargaining betreiben;
c) Protokollen von Gerichtsverhandlungen, in denen pleas of 
guilty entgegengenommen oder verweigert wurden, soweit 
sie in Appellationen den obersten Gerichten von Bundesstaa­
ten oderuden oberen Bundesgerichten zur Entscheidung vor­
gelegt wurden;
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d) soziologischen Forschungen und rechtstheoretischen Ab­
handlungen zu diesem Thema und
e) verschiedenen anderen Quellen wie z. B. Zeitungsberich­
ten usw.

Dieses Material wird mit drei verschiedenen theoretischen 
Ansätzen ausgewertet. Zunächst soll der Interaktionsablauf 
beim plea bargaining unter dem Gesichtspunkt der Machtaus­
übung, der Machtkontrolle und der Konsequenzen der Macht­
anwendung analysiert werden. Beim Aushandeln eines plea 
of guilty wird über das generelle Stigma „Verurteilter“ und 
über ein konkretes Stigma (z. B. „Totschläger“ statt „Mör­
der“) eine Einigung herbeizuführen versucht. Stigmatisierung 
ist stets Machtausübung; ein Konsensus darüber ist also im­
mer das Ergebnis eines mehr oder weniger intensiv ausgetra­
genen Machtkonfliktes. Die Klarstellung der unterschiedli­
chen Machtpositionen und der Mechanismen der Ausübung 
von Zwang werden auf die resultierenden bargaining-Resul- 
tate projiziert. Zur Beurteilung dieses Prozesses gehört auch 
die Produktion von Ohnmachtsgefühlen und Widerstand auf 
Seiten der Verurteilten als Konsequenz eines bargaining-Mo- 
dells mit vorgetäuschter Waffengleichheit. Das Ergebnis die­
ser Analyse kann für den nächsten Schritt bedeutsam sein.

Hier soll die Beziehung zwischen informellen Verfahrenswei­
sen und Prozeßrechtsregeln als Beispiel dafür dargestellt wer­
den, daß unter gewissen Umständen die Normengenese aus 
Verhaltensgewohnheiten scheitert. Die in den letzten drei 
Jahren durch Grundsatzurteile des Supreme Court vorberei­
tete Legalisierung des plea bargaining* hat zu einer Reihe 
komplizierter Rechtssituationen geführt. Es scheint unmög­
lich, diese Verfahrensweise in ihrer gegenwärtigen Form mit 
den entsprechenden Artikeln der Verfassung in Einklang zu 
bringen. Von der American Bar Foundation, von den Ver­
fassern der Federal Rules of Criminal Procedure und von dem 
bekannten Vorreiter der Prozeßrechtsreform, dem Supreme 
Court of California, wurden drei verschiedene Kodifizierun­
gen von Verfahrensweisen beim plea bargaining vorgeschla­
gen. Ihnen allen ist gemeinsam, daß sie weder Freiwilligkeit 
des plea noch Verständnis der damit verbundenen Konsequen­
zen beim Angeklagten als Voraussetzungen für eine verfassungs­
konforme Prozedur garantieren können. Diese Probleme resul­
tieren unter anderem aus der Unmöglichkeit, ein kooperati­
ves Verfahrensmodell in ein als Parteienstreit konzipiertes 
System einzupassen.
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Schließlich soll plea bargaining als Paradigma der Strafjustiz, 
verstanden als kooperative Rekrutierung in negative Rollen, 
diskutiert werden. Bei diesem Verfahrenstypus scheint näm­
lich die Frontstellung zwischen Juristen einerseits und Ange­
klagten andrerseits besonders deutlich zu sein, die sonst 
durch impression management der Juristen verdeckt bleibt. 
Für die Rekrutierung auf Zeit stehen folgende Rollen zur 
Verfügung: a) Gefangener (Freiheitsstrafe), b) eingeschränk­
te Lebensführung mit Auflagen und unter Kontrolle (Bewäh­
rung) und c) materiell Geschädigter (Geldstrafe oder Buße). 
Der Verzicht auf Zuweisung einer Negativ-Rolle durch Frei­
spruch oder Einstellung gehört ebenfalls hierher. Die Ent­
scheidungen über die Zuweisung einer dieser Rollen lassen 
sich am Beispiel des plea bargaining besonders gut untersu­
chen, weil in den Verhandlungen unter Juristen offen allge­
meine entscheidungsleitende Typologien verwendet werden 
(z. B. besserungswillig — verstockt, good boy — bad boy 
usw.). Diese Rollenzuweisungsfunktion prägt ferner die Zu­
sammenarbeit zwischen Staatsanwälten und Rechtsanwälten 
sowie zwischen letzteren und Klienten. Schließlich kann er­
kennbar gemacht werden, welche außerrechtlichen Faktoren 
in Justizentscheidungen eingehen, z. B. Image des Verteidi­
gers, seine Kooperationsbereitschaft, Perzeptionen der Juri­
sten über die Gefährlichkeit von Angehörigen bestimmter so­
zialer Gruppen usw.

Summary

The phenomenon of plea bargaining in American courts shall be analyz- 
ed in regard to three questions: (a) What can be leamed about the 
power balance in criminal procedure? (b) Under which conditions can 
plea bargaining be turned into a formal procedural rule ? (c) Is plea 
bargaining a paradigm of criminal justice which demonstrates its func- 
tioning as a recruitment device for negative social roles?

Anmerkungen

Die Studie wurde ermöglicht durch ein Stipendium des American Coun­
cil of Learned Societies. Eine erste Fassung dieses Zwischenberichts 
wurde beim AJK-Symposium im Juli 1972 zur Diskussion gestellt, bei 
dem sich einige interessante Anregungen ergaben, für die ich an dieser 
Stelle danke.

(1) In Philadelphia, Pittsburgh und Baltimore wird die Hauptlast durch 
kurze bench trials erledigt, vgl. Spector 1967, S. 604 f., und Bush 1969. 
(2) Dies sind vorsichtige Schätzungen. Im Jahre 1945 betrug der durch­
schnittliche Anteil 25 %, vgL Kalven und Zeisel 1966, S. 18. Bei der 
seither gewaltig angestiegenen Kriminalitätsrate sind eher Anteilswerte 
um 10 % anzunehmen. Vgl. auch Task Force Report 1967, S. 9.
(3) Vor allem Brady v. United States, 397 U. S. 742 (1969) und North 
Carolina v. Alford, 91 S. Ct. 160 (1970).
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